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ändern – und das, obwohl die Inhalte der Staatskir-
chenverträge ohnehin nur teilweise zur Disposition 
des Landesgesetzgebers stehen. Möglicherweise 
würde also der staatlichen Seite gar unterstellt, sie 
habe konkrete dahin gehende Absichten.  

Blickt man bei aller richtigen und wichtigen Unter-
scheidung der jeweiligen Sphären auf dieses beson-
dere Miteinander von Staat und Kirchen, muss man 
erneut sagen: Eine solche Belastung dieses Verhält-
nisses kann niemand ernsthaft wollen. Über das 
Spannungsverhältnis der Rechtslage zum Demokra-
tieprinzip kann man, wie eingangs gesagt, durchaus 
diskutieren. Für die These aber, dass Art. 23 Abs. 2 
der Landesverfassung grundgesetzwidrig und der 
Landtag deshalb geradezu verpflichtet wäre, diese 
Bestimmtheit zu ändern, sieht die Landesregierung 
keine hinreichende Grundlage.  

Lassen Sie mich daher festhalten: Die Landesregie-
rung kann sich den Argumenten aus den genannten 
rechtlichen und politischen Gründen nicht anschlie-
ßen und lehnt den Vorschlag zur Änderung der Lan-
desverfassung daher ab. Der Beratung im Aus-
schuss sehen wir selbstverständlich gerne und offen 
entgegen. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Es 
liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Wir sind 
am Schluss der Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs Drucksa-
che 18/9155 an den Hauptausschuss. Wer stimmt 
zu? – Die Fraktionen von AfD, FDP, CDU, Grünen 
und SPD. Stimmt jemand dagegen? – Das ist nicht 
der Fall. Enthält sich jemand? – Das ist auch nicht 
der Fall. Damit ist diese Überweisungsempfehlung 
angenommen. 

Wir kommen zu: 

10 Gesetz zur Aufhebung des Gesetzes über die 
Verwaltung des katholischen Kirchenvermö-
gens und des Staatsgesetzes betreffend die 
Kirchenverfassungen der evangelischen Lan-
deskirchen 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/9130 

erste Lesung 

Ich eröffne die Aussprache. Martin Sträßer von der 
Fraktion der CDU fängt an, bitte sehr. 

Martin Sträßer (CDU): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ja, der hier einge-
brachte Gesetzentwurf klingt sperrig: Gesetz zur Auf-
hebung des Gesetzes über die Verwaltung des ka-
tholischen Kirchenvermögens und des Staatsgeset-
zes betreffend die Kirchenverfassungen der evange-
lischen Landeskirchen. Trotzdem ist er, zumindest 
aus katholischer Sicht, sehr spannend.  

Was hat der Entwurf zum Inhalt? 

Er beschränkt sich darauf, in zwei kurzen Artikeln 
und mit sehr wenigen Worten zwei alte Gesetze auf-
zuheben. 1924, also vor 100 Jahren, hatte der Frei-
staat Preußen damit das Vermögensverwaltungs-
recht der katholischen Kirche und der evangelischen 
Kirche geregelt. 

Schon die Weimarer Reichsverfassung hatte aber in 
Artikel 137 Abs. 3 Satz 1 gefordert – ich zitiere –: 

„Jede Religionsgesellschaft ordnet und verwaltet 
ihre Angelegenheiten selbstständig innerhalb der 
Schranken des für alle geltenden Gesetzes.“ 

Das Grundgesetz hat dieses Selbstbestimmungs-
recht der Religionsgemeinschaften über Artikel 140 
zum Teil des Grundgesetzes gemacht. Alle anderen 
Bundesländer haben diese alten Gesetze deshalb 
bereits aufgehoben. Nordrhein-Westfalen ist das 
letzte Bundesland, das diesen Weg jetzt gehen 
muss. 

Was tritt an deren Stelle? 

Die Evangelischen Landeskirchen hatten schon vor 
längerer Zeit eigene Regelungen erlassen. Und vor 
gut zwei Jahren haben dann auch die fünf Katholi-
schen Diözesen in Nordrhein-Westfalen einen Mus-
terentwurf für ein innerkirchliches Vermögensverwal-
tungsgesetz vorgelegt, der vor gut einem Jahr noch-
mals überarbeitet wurde.  

Damit kam – im doppelten Sinn – erst Spannung in 
das Thema. Denn der Musterentwurf ist – so sagen 
es auch Kirchenrechtler – aus demokratietheoreti-
scher Sicht nicht der große Wurf. Viele engagierte 
Laien vermissen eine stärkere Wertschätzung ihres 
Engagements, zum Beispiel mehr Beteiligungs-
rechte, demokratische Kontrollgremien oder auch ein 
kirchliches Verwaltungsgericht. Es verwundert sicher 
nicht, dass viele Einwände auch unter uns Abgeord-
neten Sympathie finden.  

Was ist aber unsere Aufgabe als Abgeordnete? 

Wir führen hier einen Verfassungsauftrag aus, näm-
lich die Rückgabe der Regelungsbefugnis an die Kir-
chen. Wir sind diesmal deshalb nicht im klassischen 
Sinne als Gesetzgeber tätig, sondern nur als Ge-
setzaufheber. 

Wir wollten dennoch auf Nummer sicher gehen.  

Deshalb haben die Fraktionen von CDU, SPD, Grü-
nen und FDP im Vorfeld dieses Gesetzentwurfes die 
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Staatskanzlei um ein Rechtsgutachten gebeten. Es 
ist dem Gesetzentwurf als Anlage beigefügt und 
kommt zu dem Ergebnis, dass sich das dem Gesetz-
geber zustehende Regelungsermessen zu einer ver-
fassungsrechtlichen Aufhebungspflicht verdichtet 
hat.  

Weiter heißt es wörtlich – hier zitiere ich aus dem 
Gutachten –: „Besteht diese Pflicht richtigerweise, so 
gilt sie unbedingt und darf vom Landesgesetzgeber 
dementsprechend nicht an bestimmte, gegenüber 
den Kirchen formulierte Bedingungen oder Erwartun-
gen geknüpft werden.“  

Mir fällt dies als Abgeordneter, aber auch als enga-
giertes Mitglied der katholischen Kirche sehr schwer. 
Und das geht sicher über die Fraktionsgrenzen hin-
weg vielen von uns so. Aber ich fühle mich auch an 
diesen Verfassungsauftrag gebunden. Es mag para-
dox klingen: Ich halte das Selbstbestimmungsrecht 
der Kirchen als Teil der Religionsfreiheit sogar für 
eine wichtige Errungenschaft einer modernen Demo-
kratie.  

Was kann die Kirche trotzdem tun? 

Der größte Schatz, den die Organisation Katholische 
Kirche zurzeit hat, sind die vielen ehren- und haupt-
amtlich engagierten Laien, die Tag für Tag der Kirche 
ein menschliches Gesicht geben: von den Kinderta-
gesstätten bis in die Pflegeheime, von der Jugend- 
bis zur Seniorenarbeit, in unterschiedlichsten Verei-
nen und Verbänden, in Pfarrgemeinderäten und Kir-
chenvorständen, in Dekanats- und Diözesanräten 
und vielen mehr. Sie leben Kirche. 

Ich wünsche mir deshalb, dass für sie und mit ihnen 
bald innerkirchlich ein neuer Prozess in Gang 
kommt, um die innerkirchlichen Regelungen zu ver-
bessern und damit ihr Engagement stärker wertzu-
schätzen. 

Abschließend danke ich allen, die an der Vorberei-
tung dieses Gesetzgebungsverfahrens beteiligt wa-
ren.  

Unter den beteiligten Fraktionen bestand immer Ei-
nigkeit, dieses sehr spezielle Gesetzgebungsverfah-
ren möglichst einvernehmlich voranzutreiben. Ich 
hoffe sehr, dass dies weiterhin die gemeinsame 
Richtschnur bleiben wird. – Vielen Dank für die Auf-
merksamkeit. 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der Grünen hat nun der Kollege Benja-
min Rauer erneut das Wort, bitte sehr. 

Benjamin Rauer*) (GRÜNE): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen der de-
mokratischen Fraktionen! Vor fast genau 100 Jahren, 
am 24. Juli 1924, hat der preußische Staat ein bis 
heute geltendes Gesetz zur Verwaltung des katho-

lischen Kirchenvermögens und kurz davor am 8. April 
1924 auch das Gesetz zur Kirchenverfassung der 
Evangelischen Landeskirchen beschlossen.  

Bei beiden Gesetzen handelte es sich um die Rege-
lung zur Vermögensverwaltung kirchlicher Körper-
schaften. Das bedeutet, dass aus rechtlicher Sicht 
das Land Nordrhein-Westfalen Einfluss auf das 
kirchliche Selbstbestimmungsrecht nimmt.  

Es widerspricht heute jedoch der grundsätzlichen 
Ordnung des Verhältnisses von Staat und Kirche, 
wenn die Vermögensverwaltung kirchlicher Körper-
schaften ganz oder teilweise durch staatliches Recht 
geregelt ist.  

Die Regelungen sind in ihrem Wesen kein staatliches 
Recht. Selbst als Körperschaft des öffentlichen 
Rechts gehören sie nicht zum staatlichen Einflussbe-
reich. Es ergibt sich aus dem Gutachten von Profes-
sor Dr. Markus Ogorek, dass ein Gesetz über die 
Verwaltung des katholischen Kirchenvermögens als 
staatliches Gesetz verfassungswidrig und nichtig ist, 
wie auch die in der Kirchenverfassung der Evangeli-
schen Landeskirche enthaltenen staatlichen Auf-
sichtsbefugnisse und Genehmigungsvorbehalte. Sie 
stehen beide im Widerspruch zum kirchlichen Selbst-
bestimmungsrecht.  

Die fünf Bistümer der Katholischen Kirche Nordrhein-
Westfalen haben daher Entwürfe neuer kirchlicher 
Vermögensverwaltungsgesetze erarbeitet, die in ih-
ren Amtsblättern veröffentlicht wurden und am 1. Juli 
in Kraft treten sollen. Diese Gesetze folgen dem Bei-
spiel anderer Diözesen aus dem ehemaligen preußi-
schen Rechtskreis. Diese neuen Kirchenvermögens-
verwaltungsgesetze der Bistümer wurden uns vorge-
legt. Es wurde festgestellt, dass eine geordnete Ver-
tretung der Körperschaften gewährleistet ist und die 
Vertretungsorgane in überwiegender Zahl durch un-
mittelbare und geheime Wahl der Kirchenmitglieder 
berufen werden.  

Für die Evangelischen Landeskirchen ergeben sich 
die Verpflichtung der Vorlage von Bestimmungen 
über die vermögensrechtliche Vertretung kirchlicher 
Körperschaften aus entsprechenden Verträgen. 

Es ist von entscheidender Bedeutung, die Autonomie 
und Selbstbestimmung der Kirchen in Angelegenhei-
ten ihrer Vermögensverwaltung zu respektieren und 
sicherzustellen, dass staatliches Recht nicht in ihre 
Belange eingreift. Genauso wichtig ist nämlich auch, 
dass die Katholische Kirche die Mitbestimmungsre-
gel für ihre Mitglieder achtet und schützt. Gerade weil 
die beiden christlichen Kirchen aktuell keine einfa-
chen Zeiten durchlaufen, ist es wichtig, diese Krise 
mit Kirchenleitungen und den Mitgliedern aus den 
Pfarreien zusammen zu bewältigen. Die Laiengre-
mien sind ein wichtiger Bestandteil der Mitbestim-
mungsmöglichkeiten innerhalb der Kirchen und müs-
sen als diese gestärkt werden. 
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Liebe Kolleg*innen der demokratischen Fraktionen, 
ich bin mir sicher: Wir sehen gemeinsam die Notwen-
digkeit für diesen Gesetzentwurf, um damit einen 
weiteren Schritt in Richtung einer zeitgemäßen und 
verfassungsgemäßen Lösung zu gehen. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsident Christof Rasche: Für die Fraktion 
der SPD hat nun die Kollegin Engin das Wort.  

(Zurufe) 

– Oh, Entschuldigung. Ich war schon einen Tages-
ordnungspunkt weiter. Das hätte den Plenartag deut-
lich verkürzt. Aber das war ein Fehler. Und jetzt freue 
ich mich auf den Kollegen Sven Wolf.  

Sven Wolf (SPD): Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Noch ein etwas sperriges Thema, Kol-
lege Sträßer hat es ja bereits gesagt. Ich brauche 
keine großen Ausführungen darüber zu machen, wo-
rum es geht. Es geht um das preußische Kirchenver-
mögensverwaltungsgesetz von 1924. Ich will mir 
auch die etwas längeren rechtshistorischen Ausfüh-
rungen aus dem Gutachten von Herrn Professor Ogo-
rek, das er für die Landesregierung erstellt hat, er-
sparen.  

Aber zwei, drei Stichworte muss man doch in Erinne-
rung rufen, um zu verstehen, warum es diese Rege-
lung überhaupt gab. Das sind natürlich alles Folgen 
des Kulturkampfes unter Reichskanzler Bismarck, 
den man einmal erwähnen muss. Im Kern wurde das 
getragen von einem Misstrauen des Staates – da-
mals zumindest – einer Kirche gegenüber, die so-
wohl dem staatlichen Recht als auch dem eigenen 
Weltkirchenrecht, also dem Codex Iuris Canonici, 
und dann auch noch den Vorgaben des Heiligen 
Stuhls verpflichtet war. In diesem Spannungsfeld 
entstand diese besondere Regelung.  

Aber dieses Verständnis zwischen Staat und Kirche 
hat sich bereits in der Weimarer Reichsverfassung 
geändert. Da ist man auch stärker vom Selbstbestim-
mungsrecht der Kirchen ausgegangen. Mit dem In-
krafttreten des Grundgesetzes wurde das Selbstbe-
stimmungsrecht der Kirchen und Religionsgemein-
schaften noch einmal in Artikel 140 sehr, sehr deut-
lich formuliert: Sie haben das Recht, in eigenen An-
gelegenheiten das Ganze selbstständig zu regeln. 
Zu diesen eigenen Angelegenheiten gehört – ich 
glaube, ohne Zweifel – auch die Vermögensverwal-
tung. Deswegen haben die Bistümer – auch das ist 
gerade gesagt worden – in Nordrhein-Westfalen sich 
auf interne eigene Regeln verständigt. 

Und dann muss dieses alte preußische Recht, wie es 
auch in anderen Bundesländern aufgehoben wurde, 
auch in Nordrhein-Westfalen aufgehoben werden. 
Auch da will ich nur einen der zentralen Sätze aus 

dem Gutachten von Professor Ogorek zitieren: Er-
kennt der Gesetzgeber jedoch, dass aus heutiger 
Sicht verfassungswidriges vorkonstitutionelles Recht 
formal noch in Kraft ist, so ist er – der Gesetzgeber – 
von Verfassung wegen angezeigt, dieses aufzuhe-
ben. 

Damit wäre alles gesagt. Wir müssen dieses alte 
preußische Recht aufheben; die Lücke ist durch ei-
gene interne Regeln geschlossen. 

Kollege Sträßer hat aus seinem Herzen keine Mör-
dergrube gemacht, sondern er sehr offen gesagt, 
dass es jedoch innerhalb seiner Kirche eine große 
Diskussion darum gab. Diese ist uns auch nicht ver-
schlossen geblieben. Auch ich als evangelischer 
Christ weiß, dass es Diskussionen innerhalb der Ka-
tholischen Kirche darüber gibt, ob die Regelungen 
denn schön sind, ob sie gefallen, ob sie gut sind. 
Aber das ist eine Diskussion, die innerhalb der Ka-
tholischen Kirche zu führen ist. Ich wünsche den Brü-
dern und Schwestern in der Katholischen Kirche viel 
Erfolg bei dieser Diskussion und dass es ihnen ge-
lingt, wieder Vertrauen zurückzugewinnen und wie-
der Menschen zu begeistern, sich auch in der Katho-
lischen Kirche zu engagieren. 

Ich will noch einmal auf den vorigen Punkt zurück-
kommen: Mir persönlich ist es total wichtig, dass wir 
in unserem Land starke christliche Kirchen haben, 
die sich einbringen, die Vertrauen in der Gesellschaft 
genießen, die auch zu Wort kommen bei manchen 
schwierigen Diskussionen, die wir in unserer Gesell-
schaft führen. Angesichts der aktuellen sechsten Kir-
chenmitgliedschaftsuntersuchung, die zum ersten 
Mal für die evangelische und die katholische Kirche 
gemeinsam gemacht worden ist,  

ist der Vertrauensverlust jedoch sehr spürbar. Des-
halb kann ich spürbar nachvollziehen, dass es da 
Diskussionen gibt. 

Aber diese Diskussion ist in der Katholischen Kirche 
zu führen. Wir als Gesetzgeber haben nicht die Mög-
lichkeit, darüber zu diskutieren, sondern wir sind von 
Verfassung wegen verpflichtet, das aufzuheben. Sie 
wissen, dass die Gespräche sehr kollegial waren. 
Herr Sträßer, Sie haben das gesagt. Dafür will ich 
mich bedanken, auch für das Vertrauen. Am Schluss 
gab es ein paar Unklarheiten. Sie sind ein bisschen 
anders abgebogen, als ich es gedacht hatte. Ich 
hatte immer den Eindruck, die Landesregierung 
würde uns einen Gesetzentwurf vorlegen. Woran es 
lag, werde ich wahrscheinlich nie herausbekommen. 
Ob Sie der Mut verlassen hat, Herr Minister Liminski? 

(Zuruf von Verena Schäffer [GRÜNE]) 

Woran es lag – ich weiß es nicht. Vielleicht verraten 
Sie es mir irgendwann mal. Verfassungsrechtlich ist 
es notwendig, dass man dieses Gesetz aufhebt. – 
Ich danke Ihnen. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 
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Vizepräsident Christof Rasche: Das war natürlich 
noch eine wichtige Frage an den Minister, und des-
wegen wurde die Redezeit auch minimal überschrit-
ten. 

(Sven Wolf [SPD]: Aha! Danke!) 

Für die Fraktion der FDP hat jetzt Dirk Wedel das 
Wort. Bitte sehr. 

Dirk Wedel (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf 
sollen zwei preußische Gesetze aus dem Jahr 1924 
aufgehoben werden, die das innerkirchliche Vermö-
gensverwaltungsrecht der katholischen Kirche sowie 
der evangelischen Landeskirchen zum Gegenstand 
haben und für das Gebiet des Landes Nordrhein-
Westfalen noch Geltung beanspruchen. 

Die kirchliche Vermögensverwaltung unterliegt nach 
allgemeiner Auffassung dem kirchlichen Selbstbe-
stimmungsrecht nach Art. 140 Grundgesetz in Ver-
bindung mit Art. 137 Abs. 3 Satz 1 Weimarer Reichs-
verfassung. 

Wie Professor Ogorek in seinem Rechtsgutachten im 
Einzelnen festgestellt hat, bewirken die weit überwie-
genden Vorschriften beider preußischer Gesetze 
nicht zu rechtfertigende Eingriffe in das kirchliche 
Selbstbestimmungsrecht. Das gilt insbesondere für 
die Regelungen über die Vertretung der Kirchenge-
meinden beim Abschluss von Rechtsgeschäften, die 
Zusammensetzung und Wahl des Kirchenvorstands, 
die Beschlussfassung und Rechtsgültigkeit der Be-
schlüsse, die staatlichen Genehmigungsvorbehalte 
sowie die Aufsichtsrechte des Staates. 

Spätestens seitdem die katholischen Diözesen deut-
lich gemacht haben, dass sie die Vorschriften des 
preußischen Gesetzes über die Verwaltung des ka-
tholischen Kirchenvermögens nicht länger gewohn-
heitsrechtlich als lex canonizata anwenden wollen, 
und angekündigt haben, diese durch bereits erarbei-
tete umfassende eigene Kirchenvermögensverwal-
tungsgesetze abzulösen, besteht die katholische Kir-
che betreffend absehbar mangels Regelungslücke 
auch keine staatliche Regelungsbefugnis gemäß Art 
140 Grundgesetz in Verbindung mit Art 137 Abs 8 
Weimarer Reichsverfassung mehr. Bei den evange-
lischen Landeskirchen hat sich diese Frage aufgrund 
bestehender eigener innerkirchlicher Regelungen 
zur Vermögensverwaltung von vornherein nicht ge-
stellt. 

Die insoweit nichtigen preußischen Gesetze sind da-
her durch den Landtag aufzuheben. Dazu besteht 
objektiv eine verfassungsrechtliche Pflicht. Besteht 
diese Pflicht, gilt diese unbedingt und darf vom Land-
tag nicht an bestimmte gegenüber den Kirchen for-
mulierte Bedingungen oder Erwartungen geknüpft 
werden – wie Professor Ogorek zutreffend ausführt. 

Ich möchte für die FDP-Fraktion ausdrücklich erklä-
ren, dass wir gut nachvollziehen können, dass Mit-
glieder der katholischen Kirche mit dem von den fünf 
Diözesen erarbeiteten Kirchengesetzentwurf nicht 
einverstanden sind. Sicherlich kann man zu der poli-
tischen Bewertung und Haltung kommen, dass der 
Kirchengesetzentwurf der fünf Diözesen – wie aller-
dings die gesamte Kirchenverfassung der katholi-
schen Kirche – in den Bereichen „Demokratie“ und 
„Gewaltenteilung“ Defizite aufweist. 

Wie die katholische Kirche ihre Vermögensverwal-
tung regelt, ist nach geltendem Verfassungsrecht al-
lerdings ihre Sache und nicht Aufgabe des Staates. 
Herr Professor Ogorek hat in seinem Gutachten 
rechtlich zutreffend festgestellt, dass nach gelten-
dem Verfassungsrecht seitens des Staates von Reli-
gionsgemeinschaften nicht verlangt werden kann, 
sich demokratisch und gewaltenteilig zu verfassen. 

In Zuschriften fordern Mitglieder der katholischen Kir-
che, die Landtagsabgeordneten sollten mit der Nicht-
zustimmung zur Aufhebung des Gesetzes über die 
Verwaltung des katholischen Kirchenvermögens dro-
hen, um die katholische Kirche zu Veränderungen an 
dem Kirchengesetzentwurf zu bewegen, mit der Be-
gründung, dass Abgeordnete nur ihrem Gewissen 
verpflichtet seien. Es sei daher eine freie Entschei-
dung jeder bzw. jedes Abgeordneten, ob sie bzw. er 
der Aufhebung zustimmt. Zutreffend ist zwar, dass 
den einzelnen Abgeordneten ihr Abstimmungsver-
halten nach dem Grundsatz des freien Mandats nicht 
vorgeschrieben werden kann, allerdings gibt es Fälle 
wie diesen, in denen Abgeordnete durch ihr Abstim-
mungsverhalten gegebenenfalls verursachen, dass 
der Landtag gegen die Verfassung verstößt. 

Dafür gibt es weitere Beispiele, wie die Ablehnung 
eines zulässigen Antrags einer qualifizierten Minder-
heit auf Einrichtung eines Parlamentarischen Unter-
suchungsausschusses oder die Abstimmung über 
Beratungsgegenstände ohne hinreichende Bera-
tungszeit. Mit verfassungswidrigem Verhalten des 
Landtags zu drohen, ist für die FDP als Rechtsstaats-
partei keine Option. 

(Beifall von der FDP) 

Meine Damen und Herren, obwohl die Kirchen den 
Ministerpräsidenten darum ersucht haben, eine Auf-
hebung der preußischen Gesetze zu initiieren, ob-
wohl das betreffende Rechtsgutachten durch die 
Staatskanzlei eingeholt worden ist und obwohl die 
Gesetzesbegründung darauf abstellt, dass die neuen 
Kirchenvermögensverwaltungsgesetze der nord-
rhein-westfälischen Diözesen in ihrer finalen Ent-
wurfsfassung der Staatskanzlei zur Prüfung vorgele-
gen haben – deren Ergebnis der FDP-Fraktion im 
Übrigen nicht bekannt ist –, wird der Gesetzentwurf 
zur Aufhebung der preußischen Gesetze nicht etwa 
von der Landesregierung, sondern von den Fraktio-
nen von CDU und Bündnis 90/Die Grünen einge-
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bracht. Ein Schelm, wer Böses dabei denkt, nicht 
wahr, Herr Minister Liminski? – Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Jetzt hat erneut Dr. Beucker für die Fraktion der AfD 
das Wort. 

Dr. Hartmut Beucker (AfD): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Verehrte Damen, geehrte Herren! Leider ist 
es nicht allzu häufig, dass uns Gesetzentwürfe vor-
gelegt werden, die in gleicher Weise wie der hier zu 
besprechende einsichtig, kurz und knapp formuliert, 
schlüssig begründet, umfassend vorbereitet und da-
her schnell abzuarbeiten sind. Da ich hier als Vertre-
ter der AfD und damit als letzter Vertreter einer Land-
tagsfraktion spreche, kann die Prognose gewagt 
werden, dass das Gesetz einstimmig beschlossen 
werden wird. 

Und doch bietet der Entwurf Gelegenheit, in diesem 
Zusammenhang die eine oder andere Betrachtung 
anzustellen. Das gründlich analysierende Gutachten 
von Herrn Professor Dr. Ogorek greift zurück in die 
Vergangenheit und erklärt so die Entstehung der Re-
geln, die wir heute klarstellend abschaffen wollen. 
Sie gründen in den Bestimmungen des Landes Preu-
ßen, auf dessen Teilgebiet Nordrhein-Westfalen 
nach dem Krieg entstanden ist. 

Grundsätzlich stand Preußen kirchlichen – und das 
hieß damals zunächst christlichen – Gemeinschaften 
positiv gegenüber.  

In der Reformation entschieden sich die Landesher-
ren, die noch kaum über Brandenburg hinausgriffen, 
für den evangelischen Glauben. Damit war auch die 
Entscheidung über die Konfession der Untertanen 
getroffen. Kirchliche Vermögensangelegenheiten 
waren Teil nicht nur staatlicher, sondern auch grund-
herrlicher Verwaltung. 

Komplizierter wurde es, als Evangelische aus ande-
ren europäischen Ländern – aus Salzburg und  

Österreich, und Frankreich – in Preußen einwander-
ten. Nun gab es reformierte und lutherische – ich bin 
versucht, zu sagen: lutherische – Evangelische in 
Preußen. Immerhin: Alle waren evangelisch, obwohl 
das durchaus beträchtliche Unterschiede machen 
konnte. Verworrener gestaltete sich dann die Lage, 
als mit der Eroberung Schlesiens zusätzlich viele ka-
tholische Menschen Preußen wurden. 

Friedrich der Große machte generell keinen Unter-
schied. Er wollte auch Muslime herzlich aufnehmen, 
solange sie nur sein Land „peuplieren“, also besie-
deln wollten. Das galt sowieso für die überall vorhan-
denen jüdischen Gemeinden. 

Die Freiheit in Glaubensdingen, die der preußische 
Staat so in allervorbildlichster Weise gab, fand aber 
sein Gegenstück in der staatlichen Aufsicht. 

(Zuruf: Aber hallo!) 

Allfällig einwandernde Muslime hätten so als staatli-
che Aufsicht einen Konsistorialpräsidenten, wie die 
anderen Kirchen auch, akzeptieren müssen. Im Kir-
chenkampf Bismarcks verschlechterte sich das Ver-
hältnis zur katholischen Kirche; die Aufsicht wurde 
restriktiver. 

Unter dem Grundgesetz ist die Aufsicht nun nicht 
mehr zu halten. Das gilt zunächst juristisch, weil die 
Verfassung Freiheiten gibt, die sich mit dieser Auf-
sicht nicht vertragen. Das gilt aber gerade heute auch 
in Hinsicht auf die Bedeutung der großen christlichen 
Landeskirchen. 

Die Kirchen haben es nicht verstanden, ihrem Be-
deutungs- und Mitgliederverlust in modernen Zeiten 
entgegenzuwirken. Als mein Vater in den 70er-Jah-
ren Presbyter wurde, zählte meine Heimatgemeinde 
27.000 Mitglieder mit sieben Pfarrern und sieben 
Predigtstätten. Als ich 2004 Presbyter wurde, gab es 
9.000 Mitglieder mit drei Pfarrern und zwei Predigt-
stätten. 

Grund für die Verluste ist auch eine Vernachlässi-
gung spiritueller und konkreter sozialdiakonischer 
Aufgaben. Zum anderen ergibt sich ein Druck auf die 
Mitgliederzahlen wohl durch die allgemeine Entwick-
lung zum Profanen und Zeitgeistlichen, der kirchli-
cherseits manchmal auch noch allzu bereitwillig 
nachgegeben wurde. 

Die Mitgliederzahlen sind aber hauptsächlich bestim-
mend für die Höhe kirchlichen Vermögens. Dement-
sprechend weniger bedeutsam ist und wäre heute 
eine staatliche Fürsorge in kirchlichen Vermögens-
angelegenheiten. Folgerichtig ist es also, obwohl ge-
rade der letzte Grund mich sehr schmerzt, den vor-
liegenden Gesetzentwurf zu beschließen. Lassen 
Sie es mich so sagen: So sei es. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Christof Rasche: Für die Landesre-
gierung hat nun Minister Nathanael Liminski das 
Wort. Bitte sehr. 

Nathanael Liminski, Minister für Bundes- und Euro-
paangelegenheiten, Internationales sowie Medien im 
Geschäftsbereich des Ministerpräsidenten: Sehr ge-
ehrter Herr Präsident! Verehrte Damen und Herren 
Abgeordnete! Lassen Sie es mich gleich zu Beginn 
auf den Punkt bringen: Dieses Gesetzgebungsver-
fahren gehört in die Kategorie „klarer Fall“. 

Anders als so oft geht es hierbei nicht um große Po-
litik, auch nicht um die Umsetzung von Vorhaben aus 
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dem Koalitionsvertrag und nicht einmal um das Aus-
üben von politischem Ermessen. Es geht schlicht 
und ergreifend um einen Akt der Rechtsbereinigung. 

Nach der grundgesetzlichen Ordnung des Verhält-
nisses von Staat und Kirche fallen Bestimmungen 
über die Vermögensverwaltung kirchlicher Körper-
schaften nicht in die Zuständigkeit des staatlichen 
Gesetzgebers. Diese erlässt vielmehr der jeweilige 
kirchliche Gesetzgeber in eigener Zuständigkeit und 
Verantwortung kraft des verfassungsrechtlich ge-
währleisteten Selbstbestimmungsrechts. 

Das ist im Grundgesetz und in der Weimarer Reichs-
verfassung klar nachzulesen. Es gibt keine Staatskir-
che. Jede Religionsgesellschaft ordnet und verwaltet 
ihre Angelegenheiten selbstständig innerhalb der 
Schranken des für alle geltenden Gesetzes. 

Die evangelischen Landeskirchen in Nordrhein-
Westfalen haben daher schon vor geraumer Zeit kir-
cheneigene Regelungen über die Vermögensverwal-
tung ihrer Körperschaften erlassen. Die katholischen 
Bistümer in Nordrhein-Westfalen werden dies – so ist 
die Ankündigung – zum 1. Juli dieses Jahres eben-
falls tun, so wie es viele andere Bistümer in anderen 
Teilen des ehemaligen preußischen Rechtskreises 
bereits vor Jahrzehnten vorgenommen haben. – So 
weit, so unspektakulär. 

Die Regelungen im preußischen Staatsgesetz be-
treffend die Kirchenverfassung der evangelischen 
Landeskirchen und auch betreffend das katholische 
Kirchenvermögen sind damit als obsolet anzusehen. 
Ohnehin – das hat auch das Gutachten belegt – wä-
ren sie nach heutigen Maßstäben praktisch zur 
Gänze verfassungswidrig und nichtig. Es ist daher 
konsequent, wenn sich der Landesgesetzgeber nun 
anschickt, diese gesetzlichen Regelungen aufzuhe-
ben. 

Mehr noch: Da die Verfassungswidrigkeit bekannt 
und er sich dieser bewusst ist, trifft ihn, trifft Sie, die 
unbedingte Verfassungspflicht, die preußischen Vor-
schriften deklaratorisch aufzuheben und damit auch 
den von ihnen ausgehenden Rechtsschein zu besei-
tigen. 

Daher ist es im besten Sinne würdig und recht, sich 
daranzumachen, 

(Sven Wolf [SPD]: Och, wie schön! Das ist 
schön: würdig und recht!) 

dieser Verpflichtung nachzukommen. Ich danke da-
für im Namen der Landesregierung, die dieses Ge-
setzgebungsvorhaben nur gutheißen kann. – Danke 
schön. 

(Beifall von der CDU und Mehrdad Mostofiza-
deh [GRÜNE]) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Es 
liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 

(Sven Wolf [SPD]: Fehlte nur der Kanzelse-
gen!) 

Damit sind wir am Schluss der Aussprache und kom-
men zur Abstimmung. 

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des Ge-
setzentwurfes Drucksache 18/9130 an den Haupt-
ausschuss. Wer stimmt zu? – Die Fraktionen von 
SPD, Grünen, CDU, FDP und AfD. Gibt es Enthal-
tungen? – Das ist nicht der Fall. Gibt es Gegenstim-
men? – Das ist auch nicht der Fall. Somit ist so be-
schlossen. 

Ich rufe auf: 

11 Grundrechte schützen – religiösen Extremis-
mus an unseren Schulen bekämpfen 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/9169 

Für die Fraktion der AfD hat nun Dr. Blex das Wort. 
Bitte sehr. 

Dr. Christian Blex (AfD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! „Kalifat ist die Lösung“, wurde am 
27. April 2024 in der Hansestadt Hamburg skandiert. 
Auf Plakaten, Bannern und mit Taliban-Fähnchen 
drückten Islamisten auf dieser von der Stadt geneh-
migten Demonstration genau das aus, was nach Um-
fragen des Kriminologischen Forschungsinstituts 
Niedersachsen 45,8 % der dortigen Befragten gera-
dezu herbeisehnen. Dieses Wochenende erfolgte 
bereits die zweite Islamisten-Demo. 

Die Rede ist von einem islamistischen Gottesstaat. 
Als der IS auch mit vom Westen gelieferten Waffen 
seinen Feldzug begann, erschütterten Bilder von vi-
deografisch festgehaltenen bestialischen Hinrichtun-
gen und Folterungen die Welt.  

Zu dem Zeitpunkt war den meisten in Deutschland 
nicht klar, welche unmittelbare Gefahr bald auch uns 
drohen würde. Aber spätestens, als wohlstandsver-
wahrloste, dumm-naive Bahnhofsklatscher den her-
einströmenden Massen huldigten und sich über die 
anstehende Zerstörung unseres Sozialstaates freu-
ten, war das Unheil besiegelt. Ab diesem Zeitpunkt 
schnellten die Messerstraftaten in die Höhe; Antise-
mitismus und Vergewaltigungen folgten. Die Silves-
ternacht 2015 mit knapp 1.200 Strafanzeigen sowie 
der schreckliche Anschlag am Breitscheidplatz 2016 
bleiben uns bis heute mahnend im Gedächtnis. 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Dr. Blex, es 
gibt den Wunsch nach einer Zwischenfrage. 

Dr. Christian Blex (AfD): Am Ende der Rede gerne. 
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